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Umfassende Kinderbetreuung: Modelle für die Schweiz
Eine Tagung zum Thema Kinderbetreuung bestätigt, was wir schon lange wissen: Die familienexterne Kinderbetreuung muss dringend ausgebaut werden. Und ein Blick auf ein paar Musterbeispiele in der Schweiz und jenseits der Landesgrenzen zeigt Lösungsansätze. Travail.Suisse fordert die Parlamentarier/innen zur Schaffung von Grundlagen für Sofort- und längerfristige Massnahmen auf. 
Einig waren sich vom Arbeitgebervertreter über den Uni-Professoren bis zur Präsidentin des Schweizerischen Krippenverbandes alle: Es gibt dringendsten Handlungsbedarf für die Schaffung von zusätzlichen Krippen- und Hortplätzen und Tagesschulstrukturen. Erschwingliche Betreuungsplätze erleichtern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und sind damit der Chancengleichheit der Frauen im Erwerbsleben förderlich. Es profitieren aber auch die Kinder: Sie erweitern ihre sozialen Kompetenzen über die Kleinfamilie hinaus. Gleichzeitig wird die Chancengleichheit und Integration jener Kinder gefördert, welche ansonsten bereits bei Schuleintritt unaufholbare Defizite aufweisen. 
Das Parlament diskutiert gerade über die Höhe des Verpflichtungskredits für die zweite 4-Jahres-Phase des Impulsprogramms für familienergänzende Kinderbetreuung. Diese Anstossfinanzierung ist ein erster Schritt; die Sache ist damit aber noch lange nicht erledigt. 
Das Beispiel Basel-Stadt

Der Kanton Basel-Stadt hat neu die Tagesbetreuung von Kindern als Grundrecht in die Verfassung aufgenommen. Im 2005 konnte mehr als die Hälfte der Kinder am Wunschtermin, ein Viertel bis einen Monat danach platziert werden. Die Elternbeiträge an die Betreuungsplätze sind nach Einkommen abgestuft. Der Kanton Basel-Stadt sieht folgende zukünftigen Herausforderungen: möglichst vollständiges Vermeiden von Wartezeiten; Wahrnehmung von Bildungs- und Sprachförderungsaufgaben in Tagesheimen; Berücksichtigung der sozialen Durchmischung sowie Förderung und Erhalt der Qualität. 
Das Beispiel Dänemark

Dänemark muss für Schweizer/innen, welche bei der Suche nach einem Betreuungsplatz für ihr Kind verzweifeln, wie eine Traumdestination erscheinen. Es gibt hier ein verfassungsmässiges Recht auf einen Betreuungsplatz – und dies bereits seit den 60er Jahren. Dieses Recht besteht unabhängig davon, ob beide Eltern erwerbstätig sind oder nicht. Seit 1998 ist auch die soziale und pädagogische Unterstützung der Kinder während der Zeit der Fremdbetreuung gesetzlich verankert.

Die Höhe der Elternbeiträge wird auf lokaler Ebene festgesetzt;  zum Beispiel gibt eine durchschnittlich verdienende Familie mit zwei Kindern in Kopenhagen ca. 9 Prozent des Haushaltseinkommens (nach den Steuerabzügen) für eine Vollzeitbetreuung aus.
Nach dem elfmonatigen Mutterschaftsurlaub kommen 80 Prozent der Kinder in eine familienexterne Tagesbetreuung. Zwischen dem 2. und 5., 6. oder 7. Lebensjahr (wenn die Kinder in eine Schule mit Tagesstruktur eintreten) beanspruchen durchschnittlich fast 90 Prozent der Kinder eine familienexterne Betreuung. 
Ein solches System ist natürlich erst möglich, wenn sich die Bevölkerung und die Politiker/innen gleichermassen einig sind, dass Kinderbetreuung im Vorschulalter eine soziale Aufgabe ist, in welche Staat und Gemeindebehörden involviert sein sollten. 

Das Beispiel Schweiz?

Leider ist der Weg der Schweiz zum Musterbeispiel noch ein weiter und mittelfristig müssen wir schon mit einem Platz im Mittelfeld sehr zufrieden sein, denn momentan liegen wir hier auf den hintersten Rängen. 
Das liegt einerseits an der „Kultur“, die Kinderbetreuung eben immer noch als Privatsache ansieht, obwohl dieses Argument nicht haltbar ist. Kinder nützen der ganzen Gesellschaft in unterschiedlichster Weise und sie hat deshalb auch eine Verantwortung ihnen gegenüber wahrzunehmen. Mit Bezug auf die Volksschule, die für alle Kinder zwingend und unentgeltlich ist, tut sie dies bereits. 
Es spricht nichts dagegen, dieses Prinzip auch bei der Kinderbetreuung im Vorschulalter und bei Tagesschulstrukturen anzuwenden; natürlich nicht zwingend, aber zugänglich und erschwinglich für alle, die Bedarf haben.
Travail.Suisse fordert die Parlamentarier/innen zu sofortigem Handeln auf. Eine erste Sofortmassnahme wurde mit dem Impulsprogramm bereits ergriffen; in parlamentarischer Diskussion ist momentan noch die Höhe des Verpflichtungskredits für die zweite Etappe, d.h. die nächsten vier Jahre. Auch danach wird das Betreuungsangebot noch keineswegs flächendeckend sein. 
Deshalb muss sofort auf weitere Sicht hinaus vorgespurt werden. Bereits sind überparteiliche Initiativen eingereicht worden mit dem Ziel, familienergänzende Kinderbetreuungseinrichtungen zu einer unbefristeten und ständigen Aufgabe des Gemeinwesens zu machen – analog zur Volksschule. Travail.Suisse unterstützt diese Initiativen und fordert die Entscheidungsträger/innen auf, dies im Bewusstsein ihrer Verantwortung gegenüber den Kindern und der Zukunft unserer Gesellschaft ebenfalls zu tun.
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